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kr, „ g « Pr,i « r 9 « Karlsruhe und auswärts frei ins Haus geliefert für Januar 1050 A — Einzelnummer 40 JA — An >rlzea >etühr : zz .« für 1 m» H>h« und ein Siebentel Breite. Briefe undVcltrr frei . Bei Vietrrhellingc « tariffeflrr »iatatt . trr al» « afienrabatt gilt »nd rertreirerl werden kann, weim nicht binnen «irr Wachen «ach Empfang der « echnunz Zahlung erfolgt. Amtlich« An,eigen sin» direktan die S'csüastSsieNe der Karlsruher Zeitung, Badischer Ltaattanzeiger , Karl-Friedrichftr. 11 zu seude» und werde« in Bereiiibaruu« mit dem Ministerium d«S Innern berechnet. Set « ageerhebuug . zwanzSweiser Beitreibungund Keukuttrersahren fdllt der Siabatt fort. «kriiillungSatt Kalt«ruhe. — Im Fall« »an höherer Gewalt, Streik, Sperre , Aussperrung, Maschineubruch, Betriebsstörung im eigenen Betrieb« ober in denen unserer Lieferantenha» der Inserent lein« Anspruchs fall« di« Zeitung relspdtrt , in beschriinltrm Umfange aber nicht « scheint. — Kür telephonische « bi-esieklung »an « «zeige» wir» lei« Gewahr Übernammen . Uuaerlangle Drucksachen undManuskript« werden nicht znriickgegeben und e« wird keinerlei Berpflichrung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Militärberrscbstt in der DtÄz.
H-mtUdber Teil.

Nochmalige ernste Mahnung .
** An gleicher Stelle des Badischen StaatSanzeigerS war

am Samstag letzter Woche die einheimische Bevölkerung er¬
sucht worden, sich in ihrer berechtigten Erregung über die von
Frankreich am deutschen Volke verübten Gewalttätigkeiten
nicht zu Unbesonnenheiten gegen einzelne Vertreter der In¬
teralliierten Hinreitzen zu kaffen .

Trotzdem die Vertreter der Karlsruher Tageszeitungen über
den Ernst der Situation von der Regierung unterrichtet wur¬
de», hat gestern eines dieser «Organe wiederum gegen
die in Karlsruhe stationierten Kommiffionsvertreter der fran¬
zösischen Republik eine sehr aufreizende Sprache
geführt . Mit welcher Wirlkung das geschah , läßt sich noch
nicht übersehen. Jedenfalls ergeht hiermir noch einmal an
hie einheimische Bevölkerung die dringende Aufforde¬
rung , Ruhe und Besonnenheit zu bewahren .
Denn es mutz jedermann klar sein , datz auch für Gewaltätig -
keiten Einzelner die Gesamt bevöl kerung den
Schaden zu tragen hat . Rur die Reichsregie¬
rung hat darüber zu befinden , o& die diplomatischen Be¬
ziehungen zu Frankreich, und damit zu den Ententeländern
überhaupt , abgebrochen und die fremMönbifdjen Kontrollbe -
amten heimgeschickt werden . Ihr vertraue man !
Alles ander « ist von Übel !

Wmlaukskrist des Notgelds .
** Die Umlaufsfrist für das von badischen Städten und Ge¬

meinden ausgegebene Notgeld ist mit Zustimmung des
Meichsfinanzmii,isters zunächst auf unbestimmte Zeit ver¬
längert worden.

# {Trafalgar und — IRubrafction .
Am 27 . März 1802 wurde in Amiens der Friede zwi¬

schen dem Frankreich Napoleons und England unterzeich¬
net . Es war ein Friede , der beide Teile nicht genügte ,weil er keine Entscheidung brachte und die Machtverhält¬
nisse im Gleichgewicht hielt . Und so empfanden denn
auch die Zeitgenossen den „Frieden " lediglich als eine Art
Waffenstillstand. Der 100jährige Kampf zwischen Eng¬
land und Frankreich mußte seinen Fortgang nehmen, bis
die Entscheidung fiel.

Sie i st gefallen am 21 . Oktober 1805 in der See¬
schlacht bei Trafalgar . Der Wille , sie herbeizufüh¬
ren , bestand auf beiden Seiten . Die Handlungen , die
die 3 . Koalition und damit den neuen Krieg hervorrie¬
fen , gingen von Frankreich bezw . von Napoleon aus .
Diese Handlungen gelten heute mit Recht als der
schwerste diplomatische Fehler , den Napoleon I . gemacht
hat . Andererseits muß berücksichtigt werden, daß
ja beim Ausbruch des neuen Krieges niemand
wissen konnte, wie fein Ende sein würde . Jede
Partei hoffte auf den Sieg . Und da Napoleon I . an
sich ganz richtig erkannt hatte , daß England sein
bedeutend st er und gefährlich st er Gegner blei¬
ben würde , solange er bei feiner Eroberungspolitik be-
harrte , konnte es sich lediglich um die Bestimmung des
geeigneten Zeitpunktes zum Losschlagen handeln .Was den Krieg zu Lande anlangt , so war der Zeitpunkt
richtig ; was den Krieg zur See betrifft , so war er falsch.Und auf den Wogen des Meeres fiel die Entscheidung.All die glänzenden Siege der Jahre 1805 und 1806 ,das ganze verzweifelte Bemühen Napoleons um die wirt¬
schaftliche Abschnürung Englands : es hat an dem Gewicht
dieser Entscheidung nichts zu ändern vermocht. Im Ge¬
genteil , die vernichtende Niederlage , die Nelson, wenn
auch selber sterbend, am 21 . Oktober 1805 der vereinigten
französischen und spanischen Flotte bei Trafalgar bei-
brachte, entschied den Kampf um die Seeherrschaft nichtnur ein für alle Mal zu Englands Gunsten , sondern
machte es auch Napoleon unmöglich, die Idee einer
Eroberung Englands noch weiter zu verfolgen . Sie
zwang aber ferner Napoleon dazu, sich in den Wirt¬
schaftskrieg gegen England zu verrennen , einen Wirt¬
schaftskrieg, der natürlich nur dann einigermaßen Er -
folg haben konnte, wenn es Napoleon gelang , den gan¬
zen Kontinent sich zu unterwerfen . Damit wurde Na¬
poleon zu weiteren kriegerischen Unternehmungen ge-

Das pfälzische RrichSbahunetz wird vom franzö¬
sische» oberkommandiercnden General übernom¬
men — Streik der Pfälzer Eisenbahnerschaft —
Der Reichsverkehrsminister gibt seine Instruk¬
tionen — Belagerungszustand im gesamten,
neubesetzte« Gebiet — Die französischen Drohun¬
gen und der Ruin der deutschen Währung —

Die englischen Truppen bleibe» am Rhein .

drängt . Der Widerstand aber deS Kontinents versteifte
sich, zumal im Hinblick auf den spanischen Aufstand ,
immer mehr und mehr. England unterstützte diesen
Widerstand, wo und wie es nur konnte. Und bei Leipzig,
sowie zwei Jahre später bei Waterlo brach der Imperia¬
lismus Napoleons I . zusammen.

Gekennzeichnet aber wird das ganze Ringen durch den
Gegensatz zwischen England und Frank¬
reich . Schon allein die Tatsache daß die französischen
Revolutionsheere Belgien und später Holland besetzten ,
ist in England mit Recht als eine Bedrohung der Lebens¬
interessen der Nationen empfunden worden. Hinzu kam
der Kolonialkrieg, den Napoleon I . in Ägypten gegen
England führte und in Ostindien und Westindien zu
führen versuchte , und hinzu kam jener Mrtschaftskrieg ,den wir aus der Geschichte unter dem Namen der „ Kon¬
tinentalsperre " kennen . England hat nie gezögert , den
ihm aufgezwungenen Kampf auf Leben und Tod aufzu¬
nehmen. Es hat in diesem Kampf gesiegt —, aber e s
muß heute fehen , daß die Früchte dieses
Sieges , die es ein Jahrhundert lang
pflücken durfte , von neuem in Frage ge¬
stellt sind .

Die Neugestaltung Europas , wie sie im Friedensver¬
trag von Versailles beschlossen wurde , die völlige Ent¬
waffnung Deutschlands, die Vernichtung des Habsburger
Reiches , die Schwächung Rußlands und die enge Anglie¬
derung Belgiens an Frankreich : all dies hat ganz von
selbst ein solches Übergewicht Frankreichs , zum
mindesten auf dem Kontinent , heraufbeschworen, daß
England dadurch in seiner machtpolitifchen Entwicklung
genau um ein Jahrhundert zurückgeworfen wird . Nun
kommt die Ruhraktio >n , die den letzten Schritt
Frankreichs darstellt, um sich in aller Form die politische
und ioirtschaftliche Herrschaft über den Kontinent zu

j sichern.
j In einem solchen Augenblick sind geschichtliche Erinne-
j rungen sehr lehrreich. Und wir glauben , daß die Lehre,1 die aus den hier zitierten Erinnerungen spricht, von den

führenden Schichten der britischen Nation auch sicherlich
klar und deutlich genug empfunden wird . Wenn Eng¬
land heute noch keine bestimmten Konsequenzen daraus
zieht und bei seiner abwartenden Haltung verbleibt , so
müssen es schon recht ernsthafte Gründe fein , die eine

; solche Haltung erklären.
Einen dieser Gründe haben wir bereits neulich hervor -

gehoben . Er dürste darin bestehen , daß England sichim Augenblick die letzte Konsequenz einer Intervention ,
nämlich den Krieg, r ;cf)t leisten kann. Neuerdings wird

, noch ein anderer Grund mitgeteilt . Und zwar soll dar¬
nach für Englands Politik der entscheidende Gesichts-

i Punkt der Wunsch sein , datz der Friedensvertrag
von Versailles unter allen Umständen
gewahrt bleibe . England wünsche diesen Vertragund mit ihm die Entente nicht zu zerbrechen:eine AbkehrvonFrankreichwürde der über -
wältigenden Mehrheit des englischen
Volkes auch heute noch vollkommen gegen
dasGefühl gehen , da sie im Effekt nichts anderes
bedeuten könne, als eine Begünstigung Deutschlands .Der Weltkrieg hätte dann für England seinen Sinn ver¬
loren . Die Engländer hätten den Sieg , sie hätten das
Gefühl im Recht zu fein , sie hätten eine Million Tote , —
aber das Schicksal würde sie zwingen, dies Alles preis¬
zugeben. Die Kriegsopfer , der Sieg — ein ungeheurer
Irrtum EnglandsI Dagegen sträube sich England aus
innerster Überzeugung bis zum Äußersten. Desbalü
rühre sich England nicht , obwohl es die französische
Handlung für Wahnsinn hält . Das Volk glaube an den

gerechten Krieg und es glaube an den Willen Deutsch¬lands , kerne Reparationen zu leisten . England liege mit
sich selbst in schwerem Kampf in diesem Augenblick .

Liegen die Dinge so , wie sie hier geschildert werden,
so wird man die Haltung der englischen Politik wohl
verstehen können. England befindet sich eben zurzeit in
einem fatalen Dilemma . Entweder hat es ganz umsonstan dem Krieg gegen Deutschland teilgenommen — den«
Frankreich ist es , das den Hauptvorteil von dem Siege
hat —, oder es hat einem völlig unsinnigen Friedensver¬
trag zugestimmt, da nach diesem Friedensver¬
trag Frankreich heute für England macht¬
politisch viel gefährlicher ist , als da »
überwundene Deutschland . Revidiert - werden
kann aber natürlich nur der Friedensvertrag und der
machtpolitifche Zustand, wie er sich aus dem Friedens¬
vertrag ergibt . Alle schönen Gefühle und alle Rücksich¬ten werden England auf die Dauer nicht davon abhalteakönne, die Revision dieses Friedensvertrages herbeizu-
sühren . Je eher sie es tun, um so besser für England »
selbst und für ganz Europa .

Im übrigen könnten im Ruhrrevier , da dochl
einstweilen noch immer mit dem Vorhandensein der
englischenBesatzungszonezu rechnen ist, jeden
Tag Konflikte auftauchen, die England einfach zwin¬
gen , aus seiner Reserve h er au sz u t r ete n.Die Abschnürung des Ruhrreviers z. B . kann,solange für Deutschland die Möglichkeit einer Warenbe-

j fökderung durch das englische Besetzungsgebiet besteht ,nur dann lückenlos erfolgen, wenn sie sich auch gegendas englische Befetzungsgebiet richtet .Das können sich die Engländer aber nicht gefallen lassen .Sperren sie aber auch ihr Gebiet am Rhein für di«
Durchfahrt deutscher Züge und Transportmittel , soniachen sie sich damit zu Handlangern der von ihnen der.urteilten Ruhrpolitik .

Was würde wohl der größte Seeheld, den England»
je gehabt hat , Nelson , sagen , wenn er heute da»
Dilemma sähe, in dem sich sein Vaterland befindet? Erwürde sagen , »daß er fein Genie und sein Leben für
dieses Vaterland umsonst geopfert hat !

IKbeinzollinie und IKbein-
kranken.

Von Peter Christoph .
Die erste Phase der Ruhrbesetzung durch Frankreich und

Belgien ist abgeschlossen . Sie ist gekennzeichnet voll einen »
restlosen Mißerfolg für die Akteure . 40 Ingenieure solltendie Kontrolle über die Ruhrzechen und über die Ruhrindustrie
übernehmen , sie sollten mit Hilfe von zunächst 45 000 Mann
bewaffneter Soldaten den Kohlenraub durchführen. Gleichzei¬tig sollte di« „friedliche Durchdringung" nach den bekannten
Methoden der Wirtschaftsspionage, des französischen Spitzel-shstems. der militärischen Druckmittel, ferner mit Hilfe eines
nnterirdifch arbeitenden Parasitenheeres ä la Dorten und
Smeets erfolgen. Unter Knebelung der deutschen Presse und
Fernhaltung möglichst aller deutschen Nachrichten und Mer-
nungsäutzerungen , unter gleichzeitiger Maffenverbreitung des
„Nachrichtenblattes zur rein sachlichen Berichtigung von Falscy-
und Hetzmeldungen über das besetzte Gebiet" — lies : Zur
Fern Haltung der Wahrheit und Klarheit —> (herausgegebenvom französischen Propagandadienst in Koblenz ) will man der
Bevölkerung des alt - und des widerrechtlich besetzten Gebietes
daS Gift der Uneinigkeit, daS Zweifels, des Zagens einträufeln .Und damit hat die zweite Phase des RnhrranbeS begonnen.Rllan versucht, eine Kombination wirtschaftlicher Grwaltmaßnah -
men mit seit Jahren und Monaten angestrebten politische «!
Loslösuugszielen . Einaeleitet wurde diese Aktion mit dem
Auskauf all .' t Waren , Requirierung und Vernichtung von not¬
wendigsten Lebens- und Futtermitteln , Unterbindung des Geld¬
verkehrs durch Bankenraüb usw . Damit schuf man die Unter¬
lage für die „ friedliche Durchdringung"

, die Rot, die tatsächlich «
und die gefürchtete. Und schon las man in den französische »
Zeitungen , datz beabfichligt sei, für das gesamte besetzte Gebiet
einschließlich Nuhrgebiet, eine eigene Währung zu schaffen , den
„Rheintaler " oder den „Nheinfranken"

. Schüttelte auch jederKenner über solchen Unsinn den Kopf , da es selbst dem Laie»
einleuchtend ist, datz man eine Währung nicht ohne genügendeDeckung einfach aus dem Boden stampfen kann, versucht man
doch damit , in der Bevölkerung Ängstliche einzufangen. Man
versuchte sie gruselig zu machen vor der zusammenbrechende»Mark und den daraus sich ergebenden wirtschaftlichen Folgenfür den einzelnen . Der Quai d 'Orsay ließ denn auch verlau¬ten , datz die Rheinwährung beschlossene Sache sei Nachdemman von amtlicher französischer Seite dieses Experiment an¬
gekündigt hat , erheben sich in der französischen Preffe ernsteste
Zweifel , selbst Besorgnisse . Camille Aymard warnt in dee



JBiberte' dringend davor . Er meint , schafft man de« Rtzeln-
Itzaler , da»« « atz Krankreich Saldtaler kaufe», waS »u etue«
Vinle « d«S KrankenkurfeS führen würde. Er empfiehlt die Eia »
führang des fraazSsifchea Kranke».

Darauf läuft anscheinend überhaupt die ganze Währungs¬
aktion hinaus . Man braucht aber nur an das Saargebel zu
erinnern , dessen Bevölkerung durch Einführung der Franken -
Währung eine Zeit furchtbarster Berelendung , bitterster Rot,
Wirtschaftlicher Zerrüttung durchmachen mutz . Bon den zahl¬
losen anderen Schäden soll hier gar nicht gesprochen werden,
daraus kann jeder Unparteiische den Weg erkennen, den die
Ruhrbevölkerung autzerdem gehen »rützte , wenn man tatsäch¬
lich den französischen Franken im Ruhrgebiet einführen würde.
Die Saarbergarbeiter , die als erste . glückliche" Frankenver¬
diener tvaren , erachteten es denn auch angesichts der Aranken-
prop ' ganda im Ruhrgebiet für ihre Kameradenpflicht, ihre
westfälischen Arbeitskollegen dringend davor zu warnen , sich
von den eventuellen Berfpreck' ungen der Franzosen (Einfüh .
rung des valutarisch besseren Franken lohnes ufw. ) beeinflusse»
zu lassen , da dadurch , wie eS im Saargebiet zu verzeichnen ist,der steigenden Verelendung nicht im geringsten Einhalt geboten
werden kann. iKartcllversammlung der Freien Gewerkschaften,
Bereinigten Sozialdemokratischen Partei und Kommunistischen
Partei am 15. Januar in Völklingen.)

Das Glend, das Chaos aber mützte noch grötzer werden,wenn Frankreich und Belgien die Zollinie errichten, wozu alle
Vorkehrungen getroffen wurden . Nach Dariac gingen zwar die
Pläne der französischen Schwerindustrie darauf hinaus , die
Kohlenzechen des RuhrgebietS an sich zu bringen , um damit
ihre eigene Hüttenwerke mit billigerem und brauchbarem
EchmekzkoTS zu versorgen, auch ein Teil der Hüttenindustriedes RuhrgebietS in ihre Gewalt zu bekommen ; in Frankreichwar man sich aber darüber einig, datz sie sich mit der Einbe¬
ziehung der Ruhrindustrie in die französische Schwerindustrie
keine Konkurrenz schaffen dürsten , die ihre eigene Existenz be¬
drohen mützte . Wenn Frankreich und Belgien jetzt das Ruhr -
gebiet nach dem übrigen Deutschland abschliehen , dagegen aber
hie Grenze nach Westen öffnen, dann müssten die Hüttener¬
zeugnisse der Ruhr mit denen Belgiens und Frankreichs in
Konkurrenz treten .

Wieder gibt uns das Saargebiet den Beweis dafür , datz sich
Frankreich diesen Luxus nicht leisten darf . Man lietz daher die
Eaartndnstrie , soweit sie ihre Verbindungen mit dem übrigen
Deutschland aufrecht erhalten konnten, verkümmern , so datz
zunehmende Betriebseinschränlungen , Betriebsstillegungen, Ar¬
beitslosigkeit die Folge» fein muhten .

Was dem Ruhrgebiet und Rheinland eine Zollinie bringen
müßte, läßt sich aus einem Vergleich mst den Wirkungen der
Rheinzollgrenzr im Sommer 1921 ersehen. Produktions - bzw.
Absahrückgang und dementsprechend Avbeiterentlaffungendrückten sich ziffernmäßig in den einzelnen Branchen wie folgtaus :

Ledergroßhandel u . Weineinfuhr
Rückgang
40V. H.

Nrbeiltrentlasmngnr
15 v. H.

Papier , keramische u . Hütten¬
erzeugnisse 60 v . H. 45 v . H .

Möbelfabrikation 55 v. H. 45 v . H.
Roheisen, Metalle , Stahl (Großhandel ) 60 v. H. 10 v. H.
Spedition 65 V. H . 45 v. H.
Eisengroßhandel , Weingroßhandel 75 v. H. 25 V. H.
Werkzeugmaschinen, Werkzeuge 86 v. H. —
Metallgießerei , Fatzgroßhandel 100 V. H. 100 V. H.

Rheinzollinie und Rheinfranken müßten also zusammen inden besetzten Gebieten sowohl wie auch im übrigen Deutschlanbeine Katastrophe herbeiführen , wie sie die Welt wohl kaum
je erlebt hat. Sic würde aber auf Deutschland nicht beschränktbleiben ; Frankreich, Belgien, England und schließlich alle Län¬der würden in die Wirtschaftskatastrophe mit hineingeriffenwerden, da Deutschland als Weltwirtschaftsfaktor nicht ausge -
schaltet werden kann, ohne Erschütterungen in der Weltwirt¬
schaft heöbcizuführen. Aber Poincare will eS so» deshalb schaffter de« Rheinfranken und die Rheinzollinie — mag er auch dieFolgen tragen .

politische Neuigkeiten .
Der Ikampt um die Eisenbahnen .

Mannheim , 39. Januar . Das Pfälzer Retzder Reichsbahn ist vom französischen »bertom -
mandiercndrn General ab heute übernommen wor.
den . Beamte und Arbeiter , die nicht unterschriftlich
sich bereit erklären , den Befehlen des kommandieren¬
den General unbedingt Folge zu leisten, sind ent »
l a s s e ne Der Präsident der Eisrnbahndirektionwurde abgesetzt . Die Beamten und Arbeiter der
Eisenbahn haben infolgedessen dir Arbeit nieder -
gelegt .

Der Petit Parisicn bezeichnet es als charakteristisch , datz die
Alliierten die Entscheidung getroffen hätten , den Streik der
Eisenbahner im besetzten Gebiet zu brechen . Die alliierten Be.
Hörden hätten mit dem Handeln gelvartet , bis die französische »und belgischen Transportarbeiter an Ort und Stelle ange .
langt seien . Ihre Zahl , die bereits heute 3000 übersteigt, sei
nach Aussage der Sachverständigen genügend groß , um die
unentbehrlichsten Züge verkehren zu laffen in dem Falle , datzder Streik allgemein werden würde . Es sei infolgedessen vor¬
auszusehen, daß die deuschen Eisenbahner nunmehr den Be¬
fehl erhalten würden , die Arbeit unverzüglich wieder aufzu¬
nehmen. Wenn sie sich weigerten , so würden die Alliierten
sie durch französische und belgische Eisenbahner ersetzen , mit
anderen Worten , sie würden alsdann effektiv von der Eisen¬
bahn Besitz ergreife«.

Diese Maßnahme , so führt der .Petit Parisien " wei.er aus ,
erscheint nur als eine von dei ' jenigen, die man seit einigen
Tagen vorbereitet , um der deutschen Taktik entgegenzutreten .Die genaue Zahl der in Frankreich bisher mobilisierten Ei¬
senbahner soll nach einer letzten Meldung 3750 betragen . Die
Pariser Blätter geben der Meinung Ausdruck, es werde ge¬nügen , die Bahnhöfe und wichtigsten Stellwerke von französi¬
schen und belgischen Beamten besetzen zu lassen, das untere
Dahnperscnal werde dann von selbst die Arbeit wieder auf¬nehmen. Nach dem . Oeuvre " hat der Landesausschutz der
französischen Postbeamtenverbände gegen die Mobilisierung von
Postbeamten Protest erhoben.

Einstellung des LieenbabnverKebrs in
Mainz .

Nachdem gestern vormittag in Ludwiashafen der Militarisir »
rungsbefehl für das Eisenbahnpersonal des pfälzischen Netzesergangen ist und von der französischen Besatzungsbehörde die
Verordnung getroffen war , daß jeder Eisenbahnbedienstete eine
Erklärung zu unterzeichnen hätte, wonach er sich den militari -
schen Befehlen bedingungslos unterwerfen müßte , haben die
Eisenbahn rorganisationen des Bezirks Mainz gestern mittagüber die ?! :bcitsnicderlegung für den gesamten Eisenbahndienstn» besetz en Gebiete der Reichöbahndircktion Mainz verhan -

kelt. Bei den Verhandlungen , Me zwischen dem Präsidenten
der französischen Unterkommiffion und den Vertretern der •
Eisenbahnerorganisationen gepflogen Wochen sind , wurde von
ersterem erklärt , datz die Militarisierungsmahnahmen in Lud-
wigShafen zurückgenommen würden und für den Bezirk Mainz
eine gleiche Maßnahme überhaupt nicht beabsichtigt sei. Er
forderte sofortige Wiederaufnahme der Arbeit, insbesondere
Wiederaufnahme des Zugverkehrs mit Koblenz. Da der Betrieb
in Koblenz zurzest noch von französischem Eisenbahn - und Mi-
litärpersonal geführt wich, hätte die Befolgung dieses Berlang -
genS, von den Eisenbahnbediensteten eine Dienstleistung ge¬
fordert, die im Widerspruch mit einer auf das bestimmteste ge-
gcbenen Weisung des ReichSverkehrSmiaisteriumSvom 29. Ja -
nuar dieses Jahres steht, die das Zusammenarbeiten mit fran -
zösischem und belgischem Eisenbahnpersonal auf das strengste
vechjetet. Die Organisationen konnten bei dieser Sachlage dem
Verlangen der Besatzungsbehörde nicht entsprechen, so daß die
Arbeit bis auf weiteres ruht .

Gestern mittag kurz nach 1 Uhr wurden der Haupöbahnhof
Mainz und die Bctriebsstellen erneut militärisch besetzt. Als
Antwort darauf erfolgte ungesäumt die Einstellung jeglichen
Betriebes . Der Eisenbahnverkehr ruht seit etwa 2 Uhr nachmit¬
tags vollständig. Vor dem Bahnhof hat sich eine nach Tau¬
senden zählende Menschenmenge augesammelt . Es scheint sich
ein Autoverkehr in die Umgebung zu entwickeln . Inzwischen
mühten sich auf dem -Hauptbahnhof französische Militäreisen ,
bahner ab, um wenigstens einigen Betrieb in Gang zu bringen .
Bisher sind diese Versuche auch vergeblich gewesen . In der
Stadt find die tollsten und widersprechendsten Gerüchte ver-
brestet, ein Umstand, der durch das Verbot der meisten Zeitun¬
gen verschärft wird.

Nachdem bereits gestern der pfälzische Bahnverkehr auf
Stunden ruhte , ist die Verbindung von Worms nach Mainz
seit gestern nachmittag eingestellt. Abends wurden noch die
Ardciterzüge von Ludwigshafen bis Worms und Alzey geführr.
Seit 8 Uhr ruht der Verkehr nach allen Richtungen, da die Be-
ainten den Dienst verweigern . Im Laufe des Nachmittagswurde Regierungsrat Dörr vom Zollamt Worms unv Zollin¬
spektor Bäumrr ansgewiefen. Die Franzosen begleiteten ihn
über die Rheinbrücke ; von dort stand ihm ein deutsches Auw
in das unbesetzte Gebiet zur Verfügung .

UnstrnKtionen kür das Wahnpersonal .
An die Reichsbahndirektionen des alten und des neubesetzten

Gebietes ist folgender Erlaß des Reichsverkehrsministers er¬
gangen :

. Für das Verhalten des Eisenbahnpersonais anlätzlich der
Ruhrbesetzung sind folgendeBestimmlungenmaßgebend : 1 . Koh¬
len- , Koks - und Brikettstransporte , sowie die Transporte von
im alt - oder neubesetzten Gebiet geschlagenen Holz nach Frank¬
reich oder Belgien sind weder im neu- noch im altbesetzten Ge¬
biet zu befördern, auch nicht in der englischen Zone.

2. Französische oder belgische Truppen - und Rachschubzüge
für das neubesetzte Gebiet dürfen weder im alt - noch im neu-
besetzten Gebiet gefahren werden. Ausnahmen : Es sind zu
fahren : a ) Transporte , auf die die Besatzungstruppen nachdem Rheinlandabkommen '

Anspruch haben ; d ) BerpslegungS-
züge auch für das neubesetzte Gebiet, um Requisitionen zu ver¬
meiden, c) Militärtransporte aller Art, auf den in der eng¬
lischen Befatzungszone gelegenen Strecken.

3. Zusammenarbeit mit belgischem und ftanzösischem, auf
deutschen Strecken eingesetzten , Eisenbahnpersonal wird unter¬
sagt. Das bezieht sich auch auf das Verhalten des Personalsder in deutschem Gebiet (von deutschen Eisenbahnern ) betrie¬
benen Strecken zu dem Personal der von den Franzosen und
Belgiern militarisierten Strecken. Züge von solchen Strecken
find nicht zu übernehmen und dorthin nicht zu übergeben.
Telephon- und Telegraphenverkehr mit solchen Strecken ist zu
unterlassen . Einrichtung von Gemeinschaftsbahnhöfen ist nicht
statthaft . Als Zusammenarbeit gilt auch schon Äuskunftertei -
lung oder Zulassung der fremden Eisenbahner zu den Dienst¬
stellen zwecks Orientierung .

4. Wenn fremdes Personal Züge über Strecken zu beför¬dern sucht, die von deutschem stationärem Personal besetzt sind,
so sind diese Züge mit allen in ordnungsmäßigem Betrieb vor¬
gesehenen Mitteln zum Halten zu bringen . Eine Weiter¬
beförderung ist zu verhindern .

5. Im übrigen mutz Grundsatz bleiben, den Betrieb mög¬
lichst lange in deutscher Hand zu halten und für deutsche
Zwecke nutzbar zu machen . Militarisierte Strecken sind zubeobachten und bei etwaiger Räumung sofort wieder in deut¬
schen Betrieb zu nehmen ."

Ein weiterer Erlaß des Reichsverkehrsministers bestimmt :
Gegenüber etwaigen Requisitionen aus deutschem Eisenbahn¬personal durch fremde Militärbehörden aus Anlatz des rechts¬widrigen Einbruchs in das Ruhrgebiet befehle ich : „Sämt¬
lichen Beamten und Arbeitern der Reichsbahnverwaltung wird
hiermit ausdrücklich verboten, anderen Befehlen als denen derzuständigen deutschen Stellen Folge zu leisten."

Belagerungszustand im neubesetzten
Gebiet.

Das Gebäude der Eisenbahndirektion Essen ist von starkenfranzösischen Wachen umstellt, nachdem die Wachen auf dieVorstellungen der Beamtenschaft seinerzeit verringert wordenwaren . Die verhafteten Gewerkschaftsführer der Beamten undAngestellten des Post- und Telegraphenpersonals sind in das
unbesetzte Gebiet in der Richtung Münster abgeschoben worden.Sie wurden dort auf der Landstraße ausgesetzt.

Der Belagerungszustand ist inzwischen auf das ganze neu-besetzte Gebiet ausgedehnt worden. Diese Maßnahme wirdvon der Besatzungsbehörde mit den systematischen Hindernissenbegründet , die von Reichsbeamten der friedlichen Tätigkeit derfranzösisch-belgischen Jngenieurmission in den Weg gelegt wor-den seien .
Nach der Verordnung ist der Straßenverkehr von 10 Uhrabends bis 6 Uhr morgens untersagt . Die Behörden habengegen diese Maßnahme Protest erhoben. Obwohl vor ei« genTagen General TenvigneS dem Düsseldorfer Regierungspräsi -denten gegenüber erklärt hatte , daß die Lebensmittelversor¬gung des RuhrgebietS in keiner Weise behindert werden soll,sind an einigen Stellen Lebensmitteltransporte beschlagnahmtworden.

Das Akandobjekt.
Wie das „Journal " mitteilt , hat Poincare die PariserKorrespondenten der amerikanischen Presse empfangen undihnen formell erklärt , datz entgegen den deuffchen Behauptun¬gen Frankreich nicht die Absicht habe, das Ruhrgebiet zu an¬nektieren , um daraus die für die Eisenindustrie in Lothringennötige Kohle zu ziehen. Er unterstrich jedoch die Tatsache, daßdie französische Armee auch weiterhin das deutsche Gebiet be¬

setzt halten würde, bis das Deutsche Reich sich entsprechend den
Bestimmungen des Versailler Vertrages seinen Reparations »
vrrpflichtungen entledigt habe.

Frankreich, so erklärte er, ist fest entschlossen , die Garantie »die seine Truppen in der Hand hüben, nicht wieder loszulassen»bevor die Zahlungen drrrchgeführt sind, und von vornherein

-jedes i .A .äber zurückzuweisen. Das Ruhrgebiet , so
fügte der Ministerpräsident 'hinzu, istein weiteres Pfand der¬
selben Art , wie das Rheinland . Rach dem Krieg von 1879
haben die Preußen alle Garnisonen in Frankreich beibehalteu,bis der letzte Centimes der Kriegsentschädigung bezahlt war .Wir werden dieses neue Pfand festhalten, bis Deutschland be¬
zahlt hat . Es können S Jahre vergeben, bevor es einen genü¬
genden Beweis seiner Aufrichtigkeit bei der Zahlung der Re.
parationen geliefert hat, aber das Reich könne das Ruhrgebietnur befteien , wenn eS sein Finanzsvstem wieder neu organi -
fiere und indem es ihm eine solide Basis gibt, um eine inter¬
nationale Anleihe darauf zu stützen, die dazu bestimmt wäre ,die Zerstörungen , die in Frankreich vorgenommen worden find»wieder herzustellen. Aber Frankreich ist einig darin , daß eS
vorher die Garantie des RuhrgebietS nicht auS der Hand ge¬ben will.

Poincare warnt schließlich die Korrespondenten vor der deut¬
schen Propaganda . Wenn diese behauptet , daß Frankreich be¬
deutende Summen für die militärische Besetzung des Ruhr¬
gebiets aufwende , so sei das vollkommen falsch . Er erklärte ,Frankreich habe keine Soldaten mobilisiert, es hat die Mann -
schäften , die unter seinen Fahnen stehen , nach dem Ruhrgebietgesandt. Die Unterhaltungskosten der Truppen im Ruhrgebietsind kaum größer als in Frankreich, denn die Kosten für dichLebensmitteltransporte sind keineswegs bedeutend.*

Zu diesem Interview mit den amerikanischen Pressevertre¬tern nimmt die . Frkjt . Ztg .
" Stellung in einer ihrer . Be¬

merkungen" im heutigen zweiten Morgenblatt . Es heißt dort :
„Herr PoincarL hat den amerikanischen Pressevertretern eineschöne Rede gehalten . Ob er seinen Zweck erreicht hat , bleibedahingestellt. Sicherlich hätte er die Amerikaner , die an derGjufrichtigkeit der französischen Reparationspolitik zweifeln,leichter überzeugt , wenn er durch seine Taten das bewiesenhätte , tvas er ihnen nur mit Worten demonstriert hat . Erhabe nicht die Absicht, das Ruhrgebiet zu annektieren , sagte er.Es kommtsdarauf an , was er unter annektieren " versteht. Vonder glatten Angliederung deutscher Gebiete ist man in Frank ,reich längst abgekommen. Aber die Zertrümmerung der deut¬

schen Einheit ist das ewige Ziel der französischen Politik , undHerr Poincare , der im Jahre 1917 sich vom zaristischen Ruß¬land den „Pufferstaat am Rhein " vertragsmäßig garantierenließ und seinen eigenen Namen auf das Dokument gesetzthatte , müht sich heute vergebens , sich von solchem Verdachtevöllig zu reinigen . Er will die besetzten Gebiete räumen , wennDeutschland seine Reparationsverpflichtungen gemäß demVertrage von Versailles erfüllt hat .
" Er vergaß hinzuzufü¬gen, daß diese Verpflichtungen durch einseitige Diktatur ineinem libermaß festgesetzt wurden , das auf absehbare Zeit dieErfüllung unmöglich macht . Man muß da an eine Geschichtedenken : Im Phrenäenvertrag verzichtete die spanische Prin¬zessin , die den Sonnenkönig heiratete , aus ihr Erbrecht inSpanien . Aber Mazarin brachte es fertig , diesen Verzicht andie Bedingung der Auszahlung einer Mitgift zu knüpfen, dievon dem armen spanischen Staate nie bezahlt werden konnte.So wurde der spanische Erbfolgekrieg von langer Hand vorbe-reitet . Herr Poincare hat auch keinen glücklichen Einfall ge¬habt , als er an die Bezahlung der französischen Kriegskontri ,butiyn von 1871 erinnerte . Die fünf Milliarden waren im

Verhältnis zu Frankreichs Nationalreichtum eine so geringfü¬gige Summe , daß sie in zwei Jahren bequem abgetragen seinkonnte. Frankreich war auch nichts von seiner wirtschaftlichenFreiheit und Erwerbsmöglichkeit genommen worden. Undnun der Kernpunkt des Problems : Herr Poincare zerschlägtalleMittel , durch die Deutschland sich in Stand setzen könnt«, Re¬
parationszahlungen zu leisten. Er macht jede äußere Anleiheunmöglich und ruiniert mit seinen Drohungen die deutscheWährung vollkommen . Die Bankiers der ganzen Welt sind sichaber schon im Sommer darüber einig gewesen, daß nur eineäußere Anleihe mit Moratorium und Stabilisierung der Markdie Reparation möglich machen könne ."

Die englischen Truppen bleiben amlsthein.
'Eine Reutermeldung bestätigt , daß das englische Kabinett

beschlossen habe, die britischen Truppen nicht vom Rheine zu¬rückzunehmen. Die Reuternote drückt sich wie folgt aus :Man kann in den offiziellen Londoner Kreisen einen An¬haltspunkt über die Art der Entscheidung des englischen Kabi¬netts bezüglich der politischen Lage haben. Indessen erfährtdie Reuteragentur aus wohlunterrichteter Quelle , daß mankeine Formel erwarten dürfe , die -bedeute, daß England seinejetzige Haltung für den Augenblick aufgebe. Auf alle Fällewerden die englischen Truppen nicht vom Rhein zurückgezogenwerden. Doch wird die Haltung der britischen Regierung na¬türlich von der Wendung in den Ereignissen abhängen . Es istimmerhin möglich, daß die Lage im Rheinland derart wird,daß die Posttion der englischen Truppen unhaltbar wird.
Rücktritt der sächsischen Regierung .

Die sächsische Regierung hat ihren Rücktritt erklärt . Voraus¬gegangen war eine Abstimmung im sächsischen Landtag übereinen Mißtrauensantrag der Kommunisten gegen den Polizei¬minister Lipinski. Der Antrag wurde gegen die Stimmen derSozialdemokraten angenommen . Ministerpräsident Buck gabdarauf die Erklärung ab, daß di« Regierung die Konsequenzenziehe und in ihrer Gesamtheit zurücktrete.

Ikurze Nachrichten .
* Die Brüsseler Besprechungen. Minister Le Trocquer ex*klärte bei seiner Ankunft in Brüssel -dem Korrespondenten des

„Petit Parisien "
, man habe den notwendigsten Verkehr aufden Eisenbahnen des linken Rheinufers und die Verbindungs¬linien mit der Ruhr hergestellt. „Nach und nach kommen wirzu einer ziemlich normalen Lage. Die Züge, die wir sofort in

Bewegung gesetzt haben, nachdem die deutschen Eisenbahnergezwungen wurden, die Bahnhöfe zu verlassen, genügen denBedürfnissen unserer Truppen . Wir werden morgen die Er .nährung der Bevölkerung sicherstrllen und in einiger Zeit wer .den wir sie auch dem Publikum , selbst dem deutschen Publi¬kum, zur Verfügung stellen können.
" Le Trocquer fügte noch!hinzu , daß man im Ruhrgebiet nur eine einzige Sektion der

Feldeisenbahner habe, die sich aus Freiwilligen zusammensetze.* Italien und die Ruhrbesetzung. Die Besorgnis vor einerdauernden Festsetzung Frankreichs im Ruhrgebiet und deren
wirtschaftlicher und weltpolitischer Rückwirkung wächst in Rom
zusehends. Die „Jdea Nazionale " erhebt Widerspruch gegendie französische Absicht, am Rhein und der Ruhr vollendet«Tatsachen zu schaffen und widerlegt Poincares Äußerung ,Frankreich -dulde keine fremde Einmischung, mit dem Hinweisedarauf , daß der Konflikt europäischen Charakter trage . Auchder „Mondo" betont, daß die Ausdehnung der französischenOkkupation die anderen Signatarmächte zum Eingreifen be¬
rechtige.

* Amerikanischer Protest . Die Verstimmung in New-porküber das französische Vorgehen ist bei vielen so stark , daß
mancherorts Protcstversammlungrn gegen die Ruhraktion vor-
brreitet werden . Typisch für die Meinung besonders dey



- entsch-amerikmnsthen Kreisen ist die von - einige» Tocrnver-
^ nen proklamierte B»yk»ttbe» e««ng «ege« stanzSsische W«.
Den-

Die achtprozentigen französischen DondS sind auf 88 gesua»
fen und haben damit einen Rekordtiefstand erreicht.

* Erlaß an Polizei und LandjSgerei. An den OberprSfiden »
1«n in Münster hat der preußische Minister de» Innern folgen,
»en Erlaß gerichtet. . In Anbetracht de» völkerrechtswidrigen
Vorgehen der Franzosen und Belgier gegen die Bevölkerung
Und Beamten des neubesetzten rheinisch-westfälischen Indu¬
striegebietes wird sämtlichen Beamten der Polizei mit Ein .
fchluß der Landjägerei verboten, Offiziere und Fahnen frem .
der Heere zu grüßen ."

* Ein Teil de» Frankfurter Stadtwakde» beschlagnahmt.
Die Franzosen haben den Distrikt Unterwald des Frankiur «
trr StadtwaldeS beschlagnahmt. Sie haben es allerdings
» icht der Mühe wert gehalten , die städtische Forstverwaltung
davon in Kenntnis zu setzen, sondern einfach den Stadtwald
besetzt, und verhindern durch dort aufgestellte Posten die Ab¬
fuhr des bereits verkauften Holzes- Die Beschlagnahme stellt
sich demnach als eine solch: privaten Eigentum» dar.

Im Gegensatz hierzu ist die bereits vorher erfolgte Be¬
schlagnahme der hessischen Krtznmunalwaldumgen durch die
Franzosen wieder rückgängig gemacht worden.

* Kundgebung deS deutschen Buchhandel». Die in Leipzig
»ersammelten Vorstände des Börsenvereins der Deutschen
Buchhändler, des Deutschen Verlegervereins und der Deut¬
schen Buchhändlergilde haben beschlossen, ihren Mitgliedern
zu empfehlen, keine in Frankreich und Belgien hergestellten
Druckschriften zu vertreiben , solange die widerrechtliche Beset¬
zung deutschen Gebietes besteht , lim di« Not der Bevölkerung
im besetzten Gebiete zu lindern , hat der deutsche Buchhandel
eine Geldsammlung beschlossen, an deren Spitze der Börsen-
berein der Deutschen Buchhändler sich mit zwei Millionen
Mark gestellt hat.

Modische Älbersickt.
tklaiber und der Landbund .

In Nr . 30 der » Süddeutschen Zeitung " vom 20. Januar
lesen wir folgendes:

»Der geschäftsführende Vorstand des Badischen Landbundes
erläßt ein Rundschreiben an die Bezirks- und Ortsgruppen -
Porsitzenden des Gaues Freiburg und der Bezirke Müllyeim
ünd Bonndorf , in dem er darauf hinweist, daß schon seit lan¬
gem der Abg . Klaiber mit dem Gedanken umgeht , aus dem
Landbund eine Partei zu machen , während er satzungsgemäß
politisch neutral sein müsse . Die Taktik, die hierbei befolgt
werde, fet die, daß man zuerst auf eine satzungswidrige Selb -
ständigmachung des » Gaues Oberbaden " hinarbeite , um auf
dieser Grundlage auch in politischer Hinsicht unabhängig von
der Landcsorganisation die eigene Wege gehen zu können. Das
Kundschreiben verweist dann auf die Freiburger Beschlüsse vom
1. Januar , und weist nach, daß sie von falschen Voraussetzungen
ausgehen . Es führt den Beschluß des geschäftsführenden Vor-
ftandsL vom 8. Januar an , der lautet : Bezüglich der Organi¬
sationsform des badischen Landbundes bleibt der bisherige Zu¬
stand der Zentralisation aufrecht erhalten .

Man kann es dem Vorstand des Landbundes nachfühlen,
daß er an dem Abg . Klaiber keine ungemischte Freude hat ,
und man kann ihn nur beglückwünschen , daß er reinen Tisch
gemocht und der drohenden Zersplitterung vorgebeugt hat .
Herr Klaiber hat eine ganz eigentümliche Taktik bei seiner
Agitation . In katholischen Gegenden verdächtigt er seine Geg¬
ner als deutschnational und rechtsradikal, in mehr evangeli¬
schen denunziert er den Direktor des Landbundes Herr Füller
als Katholik, der mit dem Zentrumsführer Dr . Schofer unter
einer Decke stecke. Wohin die Taktik Klaibers führt , dafür liegt
ein nettes Beispiel vor. Klaiber und seiner Feindseligkeit ge¬
gen die Deutschnationalen ist es zuzuschreiben, daß Ibei den Be¬

zirks - . und Kresswahlen sin Bezrrk Freiburg . b#r Landbund
nicht einen einzigen Abgeordneten bekam . Nun träumt Klm-
ber von einer »Banerapartei ", an deren Spitze natürlich er
selbst steht. Es ist ihm schon so manches Plänchen fehlgefchla »
gen und auch au» diesem wird nicht» werden."

Geltungsdauer von Lisenbsbnkabrksrten .
Auch bei der zum 1. Februar d. I . bevorstehenden Fahr -

Preiserhöhung, - ei der die jetzigen Fahrpreise verdoppelt wer¬
den. können z. B . die am 31 . Januar gelösten einfachen Fahr¬
karten noch hi» zum 3. Februar weiterbenutzt werden . Zur
Bermeidung von Mißhelligkeiten wird jedoch ausdrücklich be¬
merkt, daß die Fahrt innerhalb der viertägigen Gültigkeit der
Karten zu Ende geführt sein muss Es genügt nicht , daß fie
innerhalb der Geltungsdauer lediglich angetreten ist. Die Gül¬
tigkeit der Karte erlischt um 12 Uhr mitternachts des vierten
Geltungstages . Dauert die Eisenbahnfahrt fahrplanmäßig
hierüber hinaus , so muß für die Reststrecke, die nach 12 Uhr
mitternachts gefahren wird, eine neue Fahrkarte zum erhöh¬
ten Fahrpreis nachgelöst werden, wozu unter Umständen der
tarifmäßige Preisaufschlag für Reisende hinzutritt , die mit
ungültiger Fahrkarte betroffen werden.

Lmkübrung des ^Überweisungsverkehrs
mit dem Saargebiet .

Am 1 . Februar wird mit dem Postscheckamt in Saarbrücken
ein Postüberwcifungsverkehr eingerichtet. Die Aufträge kön¬
nen auch telegraphisch erledigt werden. Überweisungen für '
Konten beim Postscheckamt in Saarbrücken werden im einzelnen
bis 3000 M . ohne besonderen Nachweis ausgeführt . Bei Über¬
weisungen über höhere Beträge sind Inhalt und Zweck deS
Geschäfts, für das die Zahlung dient, anzugeben und durch
Nachweise zu belegen. Die Reichs- und Staatsbehörden sowie
die Reichs- und Staatsschuldbuchverwaltungen können Über-
weisunqn nach dem Saargebiet ohne besonderen Nachweis in
jeder Höhe ausfühven . Die Überweisungen sind gebührenfrei .

Ikrnrze Wacbricbten aus Waden .
* Nr . 5 des Bad ' ichen Gesetz- und Verordnungsblattes har

folgenden Inhalt : Verordnungen und Bekanntmachung : des
Staatsministernums : zur Änderung der Beanadigungsverord -
nung ; des Ministeriums des Innern : der Geschäftsbetrieb in
den Apotheken ; über die Schlachtvieh - und Fleischbeschau ; des
Arbeit̂ ministeriums : des Wortlauts des Gesetzes über die
Deckung des außerordentlichen Staatsbedarfs für die Förde¬
rung des Wohnungsbaues . Druckfehlerberichtigung.

Mannheim , 31 . Jan . Der Kreistag der Pfalz beschloß in
seiner außerordentlichen Sitzung , eine Bürgschaft für den Be.
trag von 154 Milliarden Mark für eine nach dem Vorbild der
badischen Kohleuanlcihe von dem Großkraftwerk Mannheim
aufzunehmende Kohlenanleihr zu übernehmen .

Aus der Landeshauptstadt .
.
* Landestheater . Der Spielplan dieser Woche hat insofern

eine Abänderung erfahren , als die 2 . Aufführung vom „Gold-
schmied von Toledo"

, nicht wie ursprünglich beabsichtigt, am
Sonntag , dvn 4. Februar , sondern bereits am Freitag , den 2.
Februar , W Uhr, in Szene geht. Die Neueinstudierung von
Verdis „Amelia »der ein Maskenball" findet am Sonntag , den
4 ., abends 6 Uhr, unter Leitung der Herren Kapellmeister
Lorentz und Oberregisseur Bussard statt. In den Hauptpartien
sind beschäftigt: die Damen Brügelmann , v . Ernst , und Weber,
sowie die Herren Glaß , Wehranch, Dr . Wucherpfennig und
Zilken.

Es wird ersucht, die bereits gelösten Eintrittskarten an der
Theaterkasse oder den Vorverkaufsstellen umzutauschen bezw.
zurückzugeben .

IKommulMlpyILt. Ilxundscdau.
Der WohnungSba« des Jahre » 1023.

II .
KK . Au» diesen betrübenden Zahlen folgt, daß finanziellmit der Wohnungsbauabgobe allein ein dem Wohnungsbedarf

annähernd entsprechendes, halbwegs vernünftiges Baupro¬
gramm für die nächsten Jahre nicht aufznstellen und allein der
Wohanngskatastrophe nicht beizukomme » ist. Es muß deshalb
nach weiteren Mitteln gesucht werden , um wenigstens die bäu-
wirtschaftlich mögliche Anzahl der Wohnungen zu erstellen.

Rach 8 9a des Kommunalabgabengesetzes sollen Arbeitgebermit mehr als 20 Arbeitnehmern zum Wau von Kleinwohnun¬
gen herangezogen werden. So wenig aussich sreich nach den
bestehenden Bestimmungen auf diesem Wege die Einziehungvon Geldern zum Bau von Wohnungen ist, so muß doch mit
allen Mitteln versucht werden , das geringe Gut , das das Kom .
munalaibgabengeseh in dieser Bezi . huirg bietet, bis zum äußer ,
ften auszunutzen . Nach den bisherigen Verarmungen , die ein.
zelne Städte in dieser Richtung eingetührt haben, wäre « in
Boizug der Arbeitgeber zum Wohnungsbau bei Schaffung
zweckentsprechender gef hlicher Grundlagen über den Weg der
Gewerbesteuer durchfichrbar. Unter der Annahme, daß diese
Möglichkeit recht bald gegeben wird , ließe sich bei einer Kopf ,
steuer von 4000 M . für jeden Arbeitgeber bei Betrieben mit
mehr als 20 Arbeitnehmern in Oberhausen der Aufwand für
weitere 21 , Mülheim für weitere 34, Hamborn für we tere 28,
Gelsenkirchcn für weitere 81 und in Essen für weitere 77 Woh.
nungen bereitstellen . Die Mittel werden aber immer noch
nicht ausreichen , um das bauwirtschaftlichdurchshrkare Baupro -
gramm auszuführen . Es wäre zu erstreben, daß neben den
Abgaben aus der Kohlenförderung für den Bau von Berg «
arbeitcrwahnungen ein besonderer Zuschlag pro Tonne Kohle ,
Koks usw. für den allgemeinen gemeindlichen Wohnungsbau
zur Verfügung gestellt wird ; denn durch den Zuzug neuer
Bergarbeiter werden auch andere Beruisaruppcn in die Koh¬
lengebiete gezogen. Hierdurch verschärft sich die Wohnungsnot
gerade in den Kohlengebieten noch besonders, zumal auch un¬
ter den vordringlich Gemeldeten der Gemeinden des Kohlen¬
gebiets ein großer Anteil Bergarbeiter sich befindet, die in
absehbarer Zeit keine Bergarbeiterwohnung erhalten können
und daher von der Gemeinde in eine entsprechende Wohnung
«ingewiesen werden müssen . Es kann desha'b nicht als un¬
billig angesehen werden, wenn pro Tonne Kohle für die Zwecke
der Beschaffung von Neuwohnungen ein Zuschlag zu der fest¬
gesetzten Kohlenabgabe von 28 M . in Aussicht genommen wird .
Hierdurch wäre die Möglichkeit gegeben, in Oberhausen bei
einer Förderung von 3 Millionen Tonnen 13 Wohnungen,
Mülheim bei einer Förderung von 0,8 Millionen Tonnen drei
Wohnungen , Hamborn bei einer Förderung von 3,5 Millionen
Tonnen 15 Wohnungen , Gelsenkirchen bei einer Förderung
von 6 Millionen Tonnen 80 Wohnungen und Essen bei einer
ebensolchen Förderung weitere 30 Wohnungen zu erbauen .

Da dies immer noch unzulänglich ist, muß darauf gesehen
werden , eine Geldquelle zu erschließen , die bei allen bishangen
Maßnahmen für den Wohnungsbau noch nicht flüssig gemacht
worden ist und die Kreise trifft , die an der Erstellung neuer
Wohnungen ein besonderes Interesse haben. Es kommen aus¬
schließlich die ledigen Arbeitnehmer in Betracht. Unter der An¬
nahme , daß für die Lohnstunoe ein Beitrag von durchschnittlich
6 M . zum Wohnungsbau erhoben werden könnte , würden sich
noch <Ähätzung der Zahl der ledigen Arbeitnehmer in Ober-
Hausen 34 , Mülheim LG Hamborn 29, Gelsenkirchen 63, Essen
126 Wohnungen erbauen lassen .

Mit allen den vorgeschlagenen Maßnahmen ließe sich für di «!
Städte Oberhausen , Mülheim . Hamborn, Gelsenkirchen und
Essen ein Bauprogramm durchführen, wie es als bauwirtschait -
lich möglich anfänglich bezeichnet wurde. Es erhielte dann
Oberhausen im gesamten 131 . Mülheim 156, Hamborn 151,
Gelsenkirchen 229 und Essen 883 Wohnungen.

Die Durchführung eines Bauprogramms in dem angeführ¬
ten Umfange wird aber für alle Gemeinden nur dann möglich
sein, wenn ihnen seitens des gleiches oder des Staates außer
angemessenen Landesdarlehen als Anteil an dem auf 98 Pro »

Die Kaiserin Lriedricb über Milbelm n .
und England .

Wir entnehmen nachfolgenden Brief dem zwei¬
bändigen Werke „Henriette Schräder »
B r e y m a n n, ihr Loben aus Briefen und Tage »

} büchern zusammengestellt und erläutert von
, Mary I . Lhschinska (Vereinigung wissensch.
; Verleger Walter de Gruyter u . Co . Berlin und

Leipzig) .
Homburg v. d. H . König! . Schloß . 1891 ? 1892 ? *)

Ich soll Stolz und Freude über den Besuch in England
empfinden, da der Empfang für W . einem Triumphzug glich ?
Wie könnte ich wohl das ! Tiefe Wehmut erfüllt mich, wenn
es mir gelingt, jedes heftigere und bitterere Gefühl mederzu-
kämpsen .

Froh bin ich, daß England und Deutschland eine Annäherung
suchen — ich habe gemeint, es sei natürlich , heilsam
und vernünftig , nicht nur praktisch für die augenblickliche Lage
der auswärtigen Politik , das ist eine wankende und veränder¬
liche Sache!

Was mein Vater und später mein Mann und alle unser »
näheren Freunde wünschten, war ein gemeinsames Mitarbei¬
ten beider Völker an der Entwicklung der Kultur und ei«
wechselseitiger Einfluß aufeinander , ein Austausch der Ge»
danken usw.

Wie viel Gutes erhofften wir für beide Länder , zumal
für Deutschland von diesem Verhältnis der beiden HMker!
Statt dessen mußten wir erleben, daß in Deutschland die Kul¬
turaufgabe mehr und mehr in den Hintergrund gedrängt
wurde, und die äußere Machtstellung auf Kosten der inneren
Kräftigung und Entwicklung ins Auge gefaßt wurde . Es
wuchsen eine Menge böser Saaten empor, unter anderem,
künstlich erzeugten giftigen Unkrauts , ein Chauvinismus , der
auf Haß fremder Völker — besonders aber auf England be¬
erbte ; ein komisches Gemisch von Neid, Mißtrauen , Furcht und
Geringschätzung zugleich! Durch alle Tonarten ging dies Lied
von dem Groll gegen England ! ! Freiheit könnte man aller¬
dings in Deutschland nicht brauchen ! Konstitution , Parlament ,Individuelle Selbständigkeit , Selfgovernment , Freihandel —
waren Dinge , die bekämpft werden mußten und sollten! Sie
waren es aber gerade, durch welche England reich und groß
geworden ist — und das sollten die Deutschen nicht wissen und
hören !

Den bitteren Schmerz hatte ich , meinen Sohn n u r in der
offiziellen Strömung schwimmen zu sehen — daher das Eng .
land seiner Eltern nur verkennen zu sehen. - Jetzt huldigt
ihm das offizielle England , und man weiß nichts mehr
von seinem bitteren Schelten auf das Land, die Könige, die
königliche Familie usw.

*' 'ü . Senfatts nach der Entlallnn »

Das England des Reichtums , des Wassersports, der
prachtvollen Marine , des Hofes und des jetzigen Ministeriums
gefällt ihm sehr wohl , das wahre, das innere , das ernste Eng¬
land, seine Bedeutung , seine Kämpfe, seine Ziele kennt er
nicht — ebensowenig, wie er sein eigenes Deutschland kennt
und die bessere Seele des deutschen Volkes. Und diejenige, die
er sieht , ist durch und durch verwirrt und korrumpiert worden
durch das Bism .-Regiment.

Könnten die Reisen ihm die Augen öffnen , die großen
Lücken in seinem Wissen ausfüllen , einige der Vorurteile mil¬
dern , in denen er so befangen ist, so würde ich mich gewißüber eine jede freuen ! So aber trinkt er überall nur neuen
Weihrauch, und das Selbstgefühl wächst mehr und mehr, und
die Einsicht hingegen nicht . Das kann mich nur traurig ma¬
chen, zumal , wenn ich weiß, von wie unbedeutenden Menschen
er umgeben wird, und wie wenig Wahrheit an sein Ohr
dringt .

Immerhin bi« ich froh für den Augenblick , wenn die Staa¬
ten England « rd Deutschland zusammenhalten , und vielleicht
fällt hie und da für die „ gute Sach e" ein kleiner Brocken
ab, und unbewußt wird der blinde Haß des deutschen Publi¬
kums gegen England und seine Institutionen ein wenig ge¬mildert . Auf mein eigenes Schicksal wirkt es aber nicht wohl-
tätig ein. _

Mein Sohn glaubt, nur er — nicht aber seine El¬
tern — hätten eine „ Entente cordiale" herbeiführen können!
Sie hätten den deutschen Interessen nur geschadet , er aber ge¬
nützt. Ferner fei man in England gänzlich gleichgültig gegendie Verfolgung (an der er hauptsächlich schuld war ) , die seine
Eltern 1887—1888 zu erdulden hatten ! und das nicht sehr rege
Gewissen wird nun vollständig beruhigt . Hat man ihn da¬
mals kritisiert, so war nur seine Mutter daran schuld, die ihn
verleumdet hatte , und die ihm alle seine Triumphe nicht
gönnte. In England sei man jetzt vollständig davon überzeugt ,
daß alle Schuld an Mißverständnissen auf seiten seiner Eltern
und nicht auf der seinjgen gewesen wäre. Der Fürst Bismarck
ist auch ein bequemer Sündenbock — zumal wenn jedermann
W . einredet, was Unrechtes geschehen sei, war überhaupt nur
des Fürsten B . Schuld. '

Das Mißtrauen gegen die Eltern , gegen die liberale
Partei und gegen alle Freunde , sitzt leider jetzt fester als je,und der Glaube an alle feindseligen Märchen, die ihm damals
von so vielen Seiten eingegeben wurden, ist noch nicht erschüt¬tert . _

Man darf und kann allen Klagen über die Folgen de»
erschütternden Schicksalsschlages , der uns getroffen hat , nicht
Worte verleihen, sie bleiben in der vom heißen Schmerze be¬
wegten Seele verborgen ! Daß nicht einmal die Geschichre
Sühne und Gerechtigkeit bringen sollte , das ist schwer zu glau¬ben. In Liedern und Erzählungen , wird vielleicht einst mein
schweres Schicksal weiterleben, und aller Mütter Herz bang
erfüllen ; denn wie stets und besonders hier in Preußen das
Vorbild von öden wirkt, so wird ein Zug kalter Geringschätzung
gegen die Eltern der Stempel dieser Zeit werden , und die
Mütter werden vielleicht ihre Söhne sich ohne Dank und ohne
CEfc- turfht «Xtfri. nh . J’ 1- 8 - " twitjf . nl TOpfi ( g mufc . iti -

jede fühlen — aber das Ende des Dramas ist noch nicht dal
Was können wir noch erleben ! Das glückumstrahlte Haupt
ist nicht gefeit, und jeder Tag kann ein Memento bringen !
Fast möchte man so etwas voraussehen, und (man ) erbebt,
wenn man an die Gefahren denkt , die uns umgeben. Es gibt
aber einen eigenen Gott für die Kinder — und die Leichtsinni¬
gen ! I Man kann nur beten, daß Einsicht , Ruhe, Vorsicht und
Voraussicht kommen mögen , ohne daß die Klugheit erst durch
böse Erfahrungen erkauft zu werden braucht . Mir erscheint
die Monarchie auf eine harte Probe gestellt , und ich zitier »
vor einer schlimmen Wendung.

Der leitende Staatsmann *) ist ein gerader, gewissenhafter»
tüchtiger und vortrefflicher Mann — mein Sohn sieht ihn sel¬
ten und wenig . Die Chefs der beiden Kabinetts sind außer¬
gewöhnlich unbedeutende Männer — können darum weder
helfen noch nützen, sondern nur zu allem „ja " sagen ; in Der
Umgebung ist kein einziger Kopf, der von dem Kaliber ist.
imponieren zu können , eine Stütze oder ein Hemmschuh
zu sein. Jeder Einfluß wird abgeschütteli , die als irgend- .
welche Gene empfunden wird . „ Ich dulde keinen neben mir "
in dem Munde eines sehr eitlen, sehr unreifen , unerfahrenen
und eigensinnigen jungen Mannes , ist ein schlimmes Wort !
„Ein edler Geist zieht edle Menschen an .

" Es steht aber kein
Verkehr bei Hof , der vertiefend, veredelnd und belehrend wirkt,
und zu der schweren Aufgabe, so zu regieren, daß eine Mo¬
narchie sich selbst in modernen Zeiten und unter modernen Er¬
fordernissen als ein Vorteil erweist, fehlt die Ausrüstung mit
den Kenntnissen und Gesinnungen, die allein dazu befähigen.
Die Ansichten und Gefühle eines Autokraten und eines preu¬
ßischen Leutnants und eines preußischen Korpsstudenten rei¬
chen nicht aus .

Die Art und Weise , in welcher man sich vom Fürsten B.
trennte , war kein Glück und keine Heldentat. Nicht von einem
bösen und korrumpierten System wollte man sich lossagen,
dessen Prinzipien man erkannte und verurteilte , dessen gan¬
zes unheilvolles Wirken und deren arge Mittel man endlich zu
beseitigen hoffte ; sondern man wollte nicht mehr das persön¬
liche, unbequeme Eingreifen eines mächtigen Ministers . Groß¬
vater und Vater fanden auch die Präponderanz dieses Man¬
nes oft peinlich; der eine ertrug es , weil ihm alles recht war ,
was in seinen Augen konservativ und antiliberal war , und
weil ihm B . auf das höchste imponierte, und er selbst beschet»
denen Sinnes war ! Der andere, weil er aus Liebe zu seinem
Vaterlande die Wandlung auf besseren Bahnen , auf ruhigem,

'
allmählichem und vorsichtigem Wege erzielen wollte , nicht durch
heftige und plötzliche Rucke, sondern Schritt für Schritt , logisch,eine schlimme Frucht nach der andern der B . scheu Zeit
beseitigen , wenn sie als schlecht von der Nation erkannt wor-
den wäre . Dabei hatte er niemals gegen den Fürsten B . als
historische Persönlichkeit, mit einem großen Prestige umgeben»
sich anders als ritterlich und rücksichtsvoll benommen, wem»
er auch oft in ihm einen Gegner hätte erblicken müssen .
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geüt errechnet ? n nnrenticr '.wjcn Aiustornde Oer Neubauten
ausreichende Vorschüsse auf die Wohuungsbauabgabe gegeben
werden . Diese Vorfchüsse müssen so frühzeitig und in so
reichem Umfange fliehen , daß Schwierigkeiten in der Gelobe »
stbaffung für den Wohnungsbau bei den Gemeinden nicht auf -
treten können und daß auch die Möglichkeit besteht , Baustoffe
rrchtze tig rinzukaufen . Es darf nicht wieder die Gefahr ent¬
stehen , daß die Gemeinden mangels der erforderlichen Mittel
zum Einstellcn von Wohnungsbauten gezwungen sind und
ihnen erst durch eine verspätete und zum Teil recht unzuläng .
liche Reichskredithilfe die Mittel zum Weiterbau gegeben
werden .

Wenn die vorstehenden Vorschläge zwar auf den Verhält ,
wissen der engeren rheinisch -westfälischen Industriegebiete »
Tnufflebttit sind, so dürften sie doch für weite , wenn nicht für
Hille Teile des Reiches Geltung beanspruchen .

Zusammengefaßt wären demnach zur Durchführung der
Neubauten im Jahre 1923 folgende Wege einzuschlagen :

1 . Vorschußzahlung desAufwande » für die Wohnungsneubau¬
ten durch das Reich oder den Staat in ausre 'chender Menge ,und zwar so frühzeitig , daß der Einkauf der Materialien recht -
zeitig getätigt werden kann . 2. Alle Leistungen zum Woh¬
nungsbau sind entsprechend der Kaufkraft der Mark anzusehen .
3. Erhebung einer Wohnungsbauobgabe in der Höh« von min¬
destens 6000 Prozent für das Wohnungsbauprogramm 1983.
1. Vereinfachung des Zuschußverßihrens durch Verkürzung des
JnstanzenzugeS ; größte Selbständigkeit der Gemeinden . 8.
Aufbringung von Mitteln für den Zuschußbau durch Heran¬
ziehung von Industrie , Handel , Bankgewerbe , Land - und Forst¬
wirtschaft zu Lasten der Baukostenüberteuerung . 6 . Einfüh¬
rung einer besonderen Kohlenabgabe zum Wohnungsbau in
den Föroergckbieten der Kohle . 7 . Heranziehung der ledigen
Arbeitnehmer zum Wohnungsbau entsprechend ihrem Einkom¬
men . 8 . Maßnahmen zur Verbilligung der Baustoffe und
Beschneidung der Unternehmergewinne . Bereitstellung von
Mitteln zur Inbetriebnahme stillgelegter Baustoffbetriebe .

Die „Finanznöte " der Städte .
Von Dr . Herbst , Erfurt .

KK . Bei der Sitzung des Arbeitsausschusses des Vereins für
Kommunalwirtschaft und -Politik am 8. Dezember 1982 in Lü¬
beck behandelte Alfred Lansburgh das aktuelle Thema : Die
Währungsfrage und die städtischen Finanzen — und im An¬
schluß daran Generaldirektor Schöne von der Girozentrale
Hannover : Städtische Finanzen und Kreditbeschaffung .

Zweck dieser Zellen ist nicht , näher auf die interessanten und
wichtigsten Ausführungen der Referate einzugehen . Es soll
vielmehr ein Gegenstand herausgegriffen werden , welcher be.
fonderer Beachtung in der Frage der Berichterstattung über
die behandelten Themen bilde . Die Feststellungen ergaben ,was schließlich in kommunalen Kreisen ganz selbstverständlich
ist, die tatsächlich großen und schweren Nöte der städtischen
Finanzen . Deutschland verarmt zusehends bei der heillosenund unsinnigen Wirtschaft , welche die französische Willkür und
Eroberungssucht anrichtet . Mit jeder dieser Maßnahme setztsich die
Geldentwertung in das Uferlose fort . Und besonders hartdavon werden natürlich die öffentlichen Finanzen , am meistenaber davon wieder die städtischen Finanzen betroffen , denen bei
weitem nicht die Wege der Kreditbeschaffung offenstehen wie
beim Reiche und beim Staate . Besonders schwierig gestaltet
sich aber die städtische Finanzpolitik durch den Übergang der
Steuerhoheit auf das Reich, welche die Kommunen ihrer bis¬
herigen Haupteinnahmequellen beraubt hat . In dem Referatwurden dann weiter einige neue Wege der Kreditbeschaffung
gezeigt , dabei aber auch daraus hingewiesen , daß es den Kom¬
munen ganz unmöglich ist oder unmöglich gemacht wird , Kre -
dit zu bekommen . Und dabei muß besonders das Moment
der Behandlung dieser Fragen in der Öffentlichkeit beachtetwerden .

Die schwierige finanzielle Lage der Städte wird auch wesent¬
lich verstärkt durch eine allzustarke Betonung ihrer Finanznor
in der Presse , während diese Frage nur in den eigentlichen
Interessentenkreisen zu behandln wäre . Gewiß soll in der
Presse darauf hingewiesen werden , daß die Gemeinden durchdie neue Finanzgebarung des Reiches sehr geschädigt worden
find und namentlich im Landessteuergeseh dagegen Abhilfe ge-
schaffen werden soll. Es ist aber nicht richtig , wenn in der Öf .
fentlichkeit durch die Presse verbreitet wird , die Gemeinden seien
nicht mehr lebensfähig . Solche Äußerungen müssen tunlichstvermieden werden . Es darf auch nicht zum Ausdruck gebrachtwerden , daß die Girozentralen den Gemeinden den Kredit
sperrten Die Öffentlichkeit ist vielmehr dahin zu verständigenund zu beeinflussen , daß die Gemeinden sich wohl in schwieriger
Lage befinden , diese aber noch lange nicht katastrophal werden
könne und es abwegig ist, wenn Pressenachrichten verbreitet

werden zum « ristne : uver me Ha «nungSe >n,teuung der ĉ uam
Berlin oder das bankrotte Löbejün oder die Finanzen der Stadz
Halle vor dem Zusammenbruch und weiter irreführende Rach ,
richten , wie eS nachweislich geschehen ist. Um aber da » Spar¬
programm durchführen zu können , ist cS andererseits sogar
notwendig , daß die schwierige Finanzlage in einer bestimmte «
aber angemessenen und ansprechenden , nicht verwirrenden Art
dargestellt wird , also immer nicht so, daß sie übertrieben wird
und zu einem Mißkredit für die Städte führen kann , die letzter«
Endes immer wieder auf Verbindungen mit der privaten Bank¬
welt angewiesen sind . Besonder » in lokaler Hinsicht ! dürfte die
Presse sich bemühen und dazu beitragen , die Kreditfähigkrtt
der Gemeinden aufrecht z« erhalten .

Es mehren sich die Aufnahmen »an städttschrn Anleihen . Bei
dieser Gelegenheit hat allerdings die lokale Presse schon ver¬
schiedentlich in dankenswerter Weife die Durchführung der An -
leihen unterstützt . Nicht die Verbreitung tendenziöser Mittet -
lungen über di« Finanznöte der Städte , sondern die Hinweise
auf die in den städtischen Einrichtungen , Betrieben und son-
stigen Besitzständen investierten , andererseits wieder bei der
Geldentwertung immer wertvoller werdenden Sachwerte trägt
zur Erhaltung des Bertranens auf die städtische Finanzwirt -
schaft unendlich viel bei . Im Zusammenhang « damit muß
immer wieder von neuem aus die Abhängigkeit der städtischen
Finanzen von Reich u «d Staat aufmerksam gemacht und nach
Möglichckeit zum Ausdruck gebracht werden , daß bei der künf¬
tigen Finanz , und Steuerpolitik des Reiches andere Mittel und
Wege gesunden werden müssen , den kommunalen Finanzen
wieder etwa » mehr Selbständigkeit zuzuführe ».

Bon den Städten selbst darf aber auch nicht immer nur die
Not und schwierige Lage ihrer Finanzen hervorgehoben wer .
den . Gewiß lassen sich die tatsächlichen Berichte über die wei .
teren Einflüsse der zunehmenden Verelendung der deutschen
Wirtschaft und der Geldentwertung auf die Finanzwirtschastder Gemeinden nicht umgehen . Dabei muß aber auch in den
städtischen Finanzberichten selbst beachtet werden , daß lediglichdie Betonung der Notlage oder gar das Eingeständnis einer
ungeheueren Finanznot schädigend wirkt und es zweckmäßiger
ist, auch darauf hinzuweisen , daß gerade die Gemeinde » über
einen Besitzstand von Sachwerten verfügen , die wichtige und
wertvolle Unterlagen für verschiedene Wege der Kreditbeschaf -
fung darstellen .

Bei der Behandlung der städtischen »Finanznöte " muß alsoin der Öffentlichkeit im Interesse einer weiteren und sichere»
kommunalen Finanzwirtschaft die größte Zurückhaltung und
Borsicht geübt werden . Es erscheint daher geboten , unter Hin¬weis auf die Referate und die sich daran anschließende Aus¬
sprache , in welcher alle diese Momente besonders eingehend be.
leuchtet und hervorgehoben wurden , daß besonders die städ .
tischen Nachrichtenämter auch in dieser Beziehung ihren Ein¬
fluß bei der von ihnen betreuten Tagespreise geltend machenund auch bei ihren Verwaltungen dahin wirken , daß diese selbstim Sinne der wertvollen Vereinbarungen und Anregungen <n
diesem Zusammenhang lediglich zum Wohl und Nutzen chrer
Finanzen oder deren Behandlung in der Öffentlichkeit tätig
sind . __ _ _ _ _

OrganlfationSformen wirtschaftlicher Betriebe .
KK In der letzten Sitzung des erweiterten HauptauSschuf -

ses des Bayerischen StadtebundeS in Schweinfurt wurden
nach eingehendster Beratung der von Bürgermeister Ackermann
(Augsburg ) und Oberbaurat Spitzfade » (Nürnberg ) erstatteten
Referate die vom Technischen Fachausschuß des Städtebuw
des erstellten Richtlinien über die Organisationsformea städti¬
scher wirtschaftlicher Betriebe gemäß Antrag Ackermann ein .
stimmig zum Beschluß erhoben :

1 . Eine Entäußerung städtischer Betriebe an die Privatwirt ,
schuft, sei es durch Aufgabe des Eigentums oder auch durch
Übergabe der Führung des Betriebes im Wege der Verpach¬
tung , soll ausgeschlossen bleiben .

2 . Die Überführung rein städtischer Betriebe in gemischtwirt ,
schaftliche Unternehmungen ist nicht zu empfehlen , soweit nichtim Einzelfall besondere Gründe , insbesondere Schwierigkeit der
Geldbeschaffung , dazu gwingenl Die gemischtwirtschaftliche
Form bildet keine größere Gewähr für die Wirtschaftlichkeitder Betriebe , die Vorzüge des kaufmännischen Betriebes lassen
sich auch im Nahmen des rein städtischen Betriebes erreichen .Eine erhebliche Beeinflussung des Betriebes durch die städti¬
sche Verwaltung findet zwar auch bei gemischter Form mit
städtischer Mehrheit der Anteile statt , daneben machen sichaber vielfach privatwirtschaftliche Einflüsse von Jnteressenten -
gruppen geltend . Hingewiesen sei auf die steuerlichen Mehr¬
belastungen bei gemischter Betriebssorm .

3 . Eine wirtschaftlichere Gestaltung unserer städtischen Be¬
triebe erscheint notwendig und auch möglich . In Frage kommt

,«yneue « ntstylufimogueyrerr oer Teilung oei » nr,fragen
Einzelfall . Möglichkeit einer freien Kalkulation der Selbst
kosten und schnelle Anpassung an veränderte Verhältnisse .

4. Darnach erscheint eS notwendig , den Stadtrat auf dir
Festsetzung der Überschüsse und die Beschlußfassung von Zu -
büßen auf Grund eines BetriebSvoranschtages , die Festsetzungder Generaltarife , die Festsetzung von Gehältern und Löh¬nen , sowie die Beschaffung des Betriebskapitals zu beschrän .
ken.

Die laufende Verwaltung ist einem möglichst kleinen Ver »
waltungsausschutz mit entsprechenden Machtvollkommenheiten
zu übertragen . •

Dem Leiter des Werkes sind möglichst weitgehende Befug ,
nisse zu selbständiger Entscheidung zu übertragen .

In der Angestelltensrage ist die allmähliche Lösung aus de»
starren Fessel « der gemeindlichen Beamtenordnunge » anzu¬streben . Nur ein Stamm der in der eigentlichen kaufmänni .
scheu und technischen Verwaltung beschäftigten Angestelltenkann im Beamtenverhältnis weitergeführt werden . Der Lei¬ter des Werkes ist auf Dienstvertrag anzustellen , ebenso ein
Teil

_
des angestellten Personals , damit der Betrieb sich den

Veränderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse anpassen kann .
Ob das Dienstverhältnis der Arbeiter nach den Tarifen der

städtischen Arbeiter oder den Tarifen der einschlägigen freienGewerbe geregelt wird , ist je nach den besonderen örtlichen
Verhältnissen zu entsch-eiden .

6 . Die Einführung der kaufmännischen Buchführung ist kek.
neswegS Voraussetzung einer richtigen Kalkulation , dazu ge¬
nügt Ergänzung der rein kameralistischcn Buchführung durcheine Bestandsbuchführung hinsichtiich aller .Betriebsmaterialien .ES bestehen aber auch gegen Einführung der kaufmännischen
Buchführung keine Bedenken , wenn sie sich in den Rahmen des
Betriebsvoranschlages eirrfügt . Die reine Etatkontrolle ist
durch eine Kontrolle der Wirtschaftlichkeit aller getroffenen
Maßnahmen zu ersetzen .

6 . Bei der finanziellen BrtriebSführung übleibtz oberster
Grundsatz , daß die städtischen Betriebe mindestens sich selbst
erhalten « Nur aus der außergewöhnlichen wirtschaftlichen
Lotlage kann es gerechtfert -gt werden , daß , jedoch nur vor¬
übergehend , Werke mit Zuschüssen aus allgemeinen städtischen
Mitteln arbeiten .

Den Städten ist für Leistungen aus de» Betrieben ein «
mindestens die Selbstkosten deckendes Entgelt zu berechnen , die
Werke selbst haben alle Leistungen anderer Zweige der städti -
schen Verwaltungen zu bezahlen .

Wei der Bornahme der Abschreibungen ist den veränderten
wirtschaftlichen Verhältnissen und dem Niederbruch der Wäh -
rung Rechnung zu tragen . Auf ausreichende Rückstellungen
für Erneuerungen und , soweit die Betriebe den Schwankun¬
gen der Konjunktur unterworfen sind, für unvorhergesehene
Verluste ist Bedacht zu nehmen .

Überteuerungsschulden sind nicht nach dem normalen Satze ,
sondern innerhalb kurzer Zeit zu tilgen .

Dtaatsanzeiger .
Bekanntmachung .

Ausgabe von Notgeld betr .
Der Reichsfinanzminister hat allgemein genehmigt , daß int

Umlauffrist für das mit seiner Zustimmung von badischenStädten und Gemeinden ausgegebene Noßgeld zunächst auf un¬
bestimmte Zeit verlängert wird , mit dem Vorbehalt , tm geeig -
neten Zeitpunkt die Einlösung anzuordnen .

Karlsruhe , den 30 . Januar 1923.
Der Minister des Innern .

R e m m e l e. Gspana .

Weitere erhebliche ZugSeinschränkunge »
treten ab Donnerstag , den 1 . Februar in Kraft . Näheres istaus den auf den Bahnhöfen angeschlagenen Plakaten zu er»
sehen . _

Frachtermäßigung für frisches Obst .
Mtt Gültigkeit vom 27. Januar bis 31 . März 1923 wird ein

Ansnahmetarif für frisches Obst (ausgenommen Südfrüchteund Weintrauben ) zur Verwendung im Deutschen Reich ohne
Rücksicht auf die Art der Verwendung eingeführt . Der Aus¬
nahmetarif gilt für Stückgut und Wagenladungen bei Auf -
gqbe als Eil - oder Frachtgut . Die Fracht wird zu den um 50
Prozent gekürzten Frachtsätzen der regelrechten Tarifklaffen
für frisches Obst berechnet .

Badisches Landestheater .
Donnerstag , den 1 . Febr . 7— g . 10 Uhr . Mk . 1000 .

Abonn . E 13 Th .-Gem . B .V . B . Nr . 2801 —3100 .

Rosmersholm .

■MHMitiHiwnmiHttmiiiiMmiiHHtimHmimiMtM
in bewahrter Gote
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlung
oder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen :
KARLSRUHE , Karlfriedrichstr. 22
FREIBURG , Kaiserstr . 27
BRUCHSAL , Gewerbehalle a. Markt
PFORZHEIM Theaterstr . IS
OFFENBURG , Steinstr . 2
MOSBACH , Hauptstr. 12
MANNHEIM , ScbleS , rechter Flü¬

gel , Reitbahn
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| Gemeinnütziger Mtbelvertriebj
I itttpiwa 5i57. Karlsruhe u> noeMipiatz. i
i- - — -- — - 1

Bei der Stadtgemeinde
Gengenbach ist eine

MWM
neu zu besetzen. Bewer¬
bungen wollen längstens
bis 10. Februar 1923 mit
Lebenslauf beim Bürger¬

meisteramt eingereicht
werden . Beherrschung von
Stenographie u . Schreib¬
maschine ist Bedingung .

Bürgermeisteramt
Gengrabach . B .205

MellmOlziMiis
Das Ferstamt Huchen -

selb in Pforzheim ver¬
kauft freihändig etwa
3500 Fstm . Nadelstämme
und -Abschnitte . Angebote
in Prozenten ( der Lan¬
desgrundpreise vom Nov .
1922 ) sinh spätesten » bi,
12. Februar 1923, abends
5 Uhr , einzureichen . LoS-
verzeichniffe durch daS
Forstamt gegen Ersah der
Schreibkosten . O .914

Werthrim . jO.882
Zum BereinSregijter

Band 7 O .-Z . 15 wurde
eingetragen : SortalcarUa -
tiver Berein Reichslzhetm
in Reicholzheim .
Wertheim . 17. Jan . 1923.

Amtsgericht .

Guterrechtsregisterein -
trag 8 III Seite 92/93 .
Herrling , Otto . Schnei¬
der meister in Langen -
brücken, und Barbara geb .
Holzer : Durch Vertrag
vom 23 . Dezember 1922
ist die Gütertrennung
vereinbart .

Bruchsal , 20 . Jan . 1923.
Bad . Amtsgericht . .

BÜHL O .881
GüterrechtSregisterein -

tragung Band II Seite
493 : Serr , Leonhard ,
Taglöhner , und Kraus ,
Adelheid in Lauf . Ver¬
trag vom 18. Jan . 1923.
Gütertrennung des BGB .

Bühl . 24. Jan . 1923.
Bad . Amtsgericht 2.

Der Gerichtsschrriber .

Douaueschingrn . Q .907
In das Güterrechtsre¬

gister Band I Seite 339
wurde heute eingetragen :
Sttiebich , Jakob , Kauf -
mann in Aasen , u . Emma
gÄb. Heitzmann . Vertrag
vom 27. Dezember 1922.
Gütertrennung .

Donaueschingen ,
den 23. Januar 1923.

Gerichtsschrriber de»
Bad . Amtsgerichts .

Mannheim . 2 .913
Zum Güterrechtsregister

Band XV wurde heute
eingetragen :

1. Seste 41 : Dr . Heine ,
Richard , prakt . Arzt , und
Frida geborene Bickel in
Mannheim -Feudenheim .

Durch Vertrag vom 20.
Dezember 1922 ist Güter -
trennung vereinbart .

2 . Seite 42 : Tech, Io -
sef. Wirf , und Maria ge¬
borene Bonthron tu
Mannheim . Durch Ver¬

trag vom 12. Jan . 1923
ist Gütertrennung verein¬
bart .

3. Seite 43 : Metzer ,
Franz Wilhelm , Schlos -

ser , und Hedwig Friede -
rike genannt Frieda geb .
Zacher in Mannheim .
Durch Vertrag vom 13.
Januar 1923 ist Güter¬
trennung vereinbart .

4. Seite 44 : Banß ,
Friedrich , Kaufmann , fu .
Elisabeth geb . Stiehl in
Mannheim . Durch Ver¬
trag vom 15. Jan . 1923
ist Gütertrennung veretn .
bart .

5. Seite 45 : Eberle ,
Friedrich . Fuhrunterneh¬
mer . und Irmgard geb.
Modertz in Mannheim .
Durch Vertrag vom 18.

Januar 1923 ist Güter¬
trennung vereinbart .

6 . Seite 46 : Britsch ,
Arthur , Küchenmeister , u .
Margaretha geb . Schüler
in Mannheim . Durch
Wertrag vom 19. Januar
1923 ist Gütertrennung
vereinbart .
Mannheim , 27 . Jan . 1623.
Bad . Amtsgericht B .G . 4.
Mosbach . O .906

Im Güterrechtsregister
Band U wurde eingetra¬
gen : Hetlinger , Ludwig ,

Kaufmann in Mosbach ,
und Pauline geb . Häuß -
ler . Vertrag vom 16. Ja¬
nuar 1923 . Gütertren¬
nung .
RLosbach, 24. Jan . 1923.

.Bad . Amtsgericht .
Offenburg . 0 .899

Güterrechtsregisterein¬
trag Band II Seite 468 :
Franz Lemminger , Loko¬
motivführer in Offenburg ,
Maria Viktoria Lemmm -
ger geborene Armbruster .
Vertrag vom 11. Januar
1923 . Allgemeine Güter¬
gemeinschaft . Die in tz 2
des Vertrags beschriebenen
Sachen find als Vorbe¬
haltsgut der Frau erklärt .
Offenburg , 16. Jan . 1923.
Amtsgericht 1 . Der Ge¬

richtsschreiber .

Rastatt . 0 .916
In das Güterrechtsregi¬

ster wurde heute eingetra¬
gen : Rheinboldt , Gustav ,
Kaufmann , und Elise ge¬
borene Gräfinger in Ra¬
statt . Vertrag vom 22.
Januar 1923 . Gütertren¬
nung gemäß §§ 1428 ff.
BGB .

Rastatt . 24 . Jan . 1923.
Gerichtsschreiber

Bad . Amtsgericht ».
Rastatt . Q .S1S

In das Güterrechtsregi¬
ster wurde heute eingetra¬
gen : Pauli , Karl » Kauf¬
mann , und Paula gebore¬
ne Schmitt in Rastatt .
Vertrag vom 22 . Januar
1923 . Gütertrennung ge»
mäß 88 1426 ff . BGB .

Raitatt , 24 . Jan . 1923.
Gerichtsschreiber

Bad . Amtsgericht ».

Meiss -üleMu.
Mannheim . 0 .888

Zum Vereinsregister Bd .
VII O .-Z . 26 Verein Ar¬
beitgeberverband drS Ein¬
zelhandels in Mannheim
wurde heute eingetragen :
Der Name ist geändert in
Verband des Einzelbau «
dels .
Mannheim , 24 . Jan . 1923.
Bad . Amtsgericht B .G . 4.

Zentra l-Güterrechts -Regifter für Baden .
Bruchsal . 0 .880

Druck bez Karlsruher Aeittma»
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